Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4358 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/3 — 60007 — Sta 2/69 


Bonn, den 10. Juni 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Förde- 
rung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 
8. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 582) die von der Bundes- 
regierung beschlossene 

Verordnung über die Bildung von Konjunk- 
turausgleichsrücklagen durch Bund und Län- 
der im Haushaltsjahr 1969 

nebst Begründung. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Verordnung habe ich gleichzeitig dem Herrn Präsidenten 
des Bundesrates übersandt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Univorsitäts-Buchdruckerci, 53 Bonn 
Al loinvei trieb ; Di . Hans Heger, .532 Bad Oodosberg, 
Postfach B21, Goelhostraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/4358 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Verordnung 

über die Bildung von Konjunkturausgleichsrücklagen durch 
Bund und Länder im Haushaltsjahr 1969 


Auf Grund des § 15 Abs. l des Gesetzes zur För- 
derung der Stabilität und des Wachstums der Wirt- 
schaft vom 8. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 582) 
verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates: 

I 

§ 1 

Bund und Länder bilden im Haushaltsjahr 1969 
aus den sich gegenüber den Flaiishaltsansätzen er- 
gebenden Steuermehreinnahmen - — beim Bund ein- 
schließlich der Mehreinnahmen aus dem Gesetz 
über Maßnahmen zur außenwirtschaftlichen Absi- 
cherung gemäß § 4 des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 
29. November 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1255) — 
Konjunkturausgleichsrücklagen. 

§ 2 

(1) Den Konjunkturausgleichsrücklagen werden 
bis zum 31. Dezember 1969 insgesamt 3 600 000 000 
Deutsche Mark zugeführt. Hiervon entfallen auf 
den Bund 2 400 000 000 Deutsche Mark und auf die 
Länder 1 200 000 000 Deutsche Mark. 


(2) Auf die in Absatz 1 genannten Beträge kön- 
nen die zur Tilgung von unverzinslichen Schatz- 
anweisungen sowie von Kassenobligationen mit 
einer Restlaufzeit bis zu 18 Monaten verwendeten 
Steuermehreinnahmen im Sinne des § 1 angerech- 
net werden. 

(3) Die Länder haben den auf sie entfallenden 
Gesamtbetrag der Konjunkturausgleichsrücklagen 
auf der Grundlage von 3 v. H. der Steuereinnahmen 
je Land im Haushaltsjahr 1968 nach § 15 Abs. 3 des 
Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft aufzubringen. 

§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 32 des Ge- 
setzes zur Förderung der Stabilität und des Wachs- 
tums der Wirtschaft auch im Land Berlin. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Die Wirtschaft der Bundesrepublik steht in ei- 
ner Phase der Hochkonjunktur, die durch eine 
schnell wachsende Nachfrage gekennzeichnet ist. 
Angesichts der bereits erreichten hohen Ausla- 
stung der Produktionskapazitäten könnten die 
Spannungen insbesondere durch eine kräftig 
expandierende Auslandsnachfrage verstärkt 
werden. Auf dem Arbeitsmarkt sind praktisch 
keine Reserven mehr vorhanden. Auf einen Ar- 
beitsuchenden entfallen bereits fünf offene Stel- 
len. Ein solches Ungleichgewicht erleichtert die 
Durchsetzung von Preiserhöhungen. Bei dieser 
Sachlage ist die Bundesregierung nach § 1 des 
Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft gehalten, Maßnahmen 
einzuleiten, die geeignet sind, das Preisniveau 
zu stabilisieren. 

2. Unter den gegebenen Umständen ist es erfor- 
derlich, den Preisauftriebskräften auch durch 
eine Beschränkung der Nachfrage der öffentli- 
chen Haushalte entgegenzuwirkeri. Die Senkung 
des öffentlichen Netto-Kreditbedarfs und die 
Stillegung überplanmäßiger Einnahmen sollen 
es der Bundesbank ermöglichen, neben ihren 
auf Preisstabilität gerichteten Anstrengungen 
auch unter den veränderten konjunkturpoliti- 
schen Voraussetzungen dem Kapitalexport gün- 
stige Bedingungen zu erhalten. In Anbetracht 
der hohen Leistungsbilanzüberschüsse wird dies 
nach wie vor für erforderlich gehalten. 

Nach den Ergebnissen des Arbeitskreises „Steu- 
erschät/ungen" vom 6. Mai 1969 sind gegen- 
über den Haushaltsansätzen 1969 für den Bund 
2,4 Mrd. DM und für die Länder 3,26 Mrd. DM 
Steuermehreinnahmen zu erwarten. Diese Mehr- 
einnahmen dürfen nicht zu entsprechenden 
Mehrausgaben führen, sondern müssen - — so- 
weit sie nidit zur Tilgung bestimmter kurzfristi- 
ger Schulden verwendet werden — Konjunk- 
turausgleichsrücklagen nach § 15 des Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums 
der Wirtschaft zugeführt werden. Diesem Zweck 
dient die vorliegende Verordnung, die für Bund 
und Länder obligatorische Konjunkturausgleichs- 
rücklagen mit einem Gesamtbetrag von 3,6 Mrd. 
DM vorsieht. Bund und Länder sind sich darüber 
einig, daß auf den Bund 2,4 Mrd. DM und auf 
die Länder 1,2 Mrd. DM entfallen sollen. Dabei 
wird eine Anrechnung der Tilgung bestimmter 
kurzfristiger Schulden auf die Konjunkturaus- 
gleichsrücklagen für zweckmäßig gehalten. 

Die in § 15 Abs. 2 des Gesetzes zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft 
vorgesehene Begrenzung der Konjunkturaus- 
gleichsrücklagen auf 3 V. H, der im vergangenen 


Haushaltsjahr erzielten Steuereinnahmen, die 
für den Bund einen Betrag von rd. 2,0 Mrd. DM 
und für die Länder einen Betrag von rd. 1,2 Mrd. 
DM ergibt, wird für den Bund bewußt um 0,4 
Mrd. DM bis zur vollen Flöhe der erwarteten 
Steuermehreinnahmen überschritten. Die Ver- 
treter der Länder haben im Finanzplanungsrat 
am 21. Mai 1969 zugestimmt, ihre nicht durch 
Konjunkturausgleichsrücklagen zu bindenden 
Mehreinnahmen, die sich auf rd. 2,1 Mrd. DM 
belaufen werden, entweder einer freiwilligen 
Konjunkturausgleichsrücklage zuzuführen oder 
zur Verminderung ihrer Nettokreditaufnahmen 
zu verwenden. Der Konjunkturrat für die öffent- 
liche Hand ist gemäß § 18 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums 
der Wirtschaft am 29. Mai 1969 gehört worden 
und hat der Bildung von Konjunkturausgleichs- 
rücklagen gemäß § 15 des Gesetzes zur Förde- 
rung der Stabilität und des Wachstums der Wirt- 
schaft zugestimmt. 

B. Im einzelnen 

Zu § 1 

§ 1 enthält für Bund und Länder die Verpflichtung, im 
Haushaltsjahr 1969, also spätestens bis zum 31. De- 
zember 1969, aus den sich gegenüber den Ffaushalts- 
ansätzen ergebenden Steuermehreinnahmen Kon- 
junkturausgieichsrück lagen zu bilden. 

Zu § 2 

Zwischen dem Bund und den Ländern besteht Ein- 
vernehmen, daß von dem Gesamtbetrag der Kon- 
junkturausgleichsrücklagen 2,4 Mrd. DM auf den 
Bund und 1,2 Mrd. DM auf die Gesamtheit der Län- 
der entfallen sollen. Die Länder stimmen darin über- 
ein, daß sie die von ihnen zu bildenden Konjunktur- 
ausgleichsrücklagen jeweils auf der Grundlage von 
3 V. H. ihrer im vorangegangenen Flaushaltsjahr 
erzielten Steuereinnahmen unter Berücksichtigung 
der Ausgleidiszuweisungen und Ausgleichsbeträge 
nach dem Länderfinanzausgleich aufbringen. 

Im übrigen gilt für die Berechnung der Steuerein- 
nahmen § 15 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes zur Förde- 
rung der Stabilität und des Wachstums der Wirt- 
schaft. 

Der Bund und die Länder sind sich darüber einig, 
daß auf die zu bildenden Konjunkturausgleichsrück- 
lagen die Steuermehreinnahmen angerechnet werden 
können, die zur Tilgung von unverzinslichen Schatz- 
anweisungen sowie von Kassenobligationen mit 
einer Restlaufzeit bis zu 18 Monaten verwendet 
werden. Die Tilgung dieser kurzfristigen Schulden 
dient ebenfalls der Abwehr einer Störung des ge- 
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts im Sinne von 
§ 15 Abs. 1 des Gesetzes zur Förderung der Stabili- 
tät und des Wachstums der Wirtschaft. 
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